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Deutschnachhilfe 
für Kleinkinder 

Stadt Luzern Die Exekutive will 
die Deutschkenntnisse der Stadt­
luzerner Kleinkinder grossflä­
chig erfassen. Im Januar 2020 
sollen rund 670 Eltern einen Fra­
gebogen im Briefkasten haben. 
Für den alljährlichen Versand 
und vertiefte Fördermassnah­
men beantragt der Stadtrat beim 
Parlament einen Sonderkredit 
von 1,86 Millionen Franken. 

Mit den Massnahmen will der 
Stadtrat die Sprachkenntnisse 
von Drei- bis Vierjährigen früher 
und effektiver fördern. Dies soll 
in Spielgruppen oder Kitas ge­
schehen. Die Investition lohne 
sich, sagt Stadtrat Martin Merki: 
Längerfristig soll sie Sozialhilfe­
fälle reduzieren. (sma) 21 

Concordia bezahlt 
Erträge zurück 

Krankenkasse Erstmals seit lan-

Verbot für Boeing-Flugzeug 
Sicherheit Wegen des Absturzes in Äthiopien haben mehrere Länder ein vorläufiges 

Flugverbot für die Boeing 73 7 Max 8 ausgesprochen. Auch die Schweiz zog am Abend mit. 

Benjamin Weinmann 
und Patrik Müller 

In ganz Europa herrscht seit ges­
tern 19 Uhr für Boeing-Flugzeuge 
des Typs 737 Max 8 eine Luft­
raumsperre. Auch in der Schweiz: 
Das Bundesamt für Zivilluftfahrt 
verhängte das Verbot zeitgleich 
mit der europäischen Flugsicher­
heitsbehörde. Dies, nachdem 
mehrere Länder vorgeprescht wa­
ren, darunter Deutschland und 
Frankreich. Beim Swiss-Piloten­
verband Aeropers kommt das gut 
an. «Wir begrüssen die restriktive 
Handhabung der Behörden», 
sagte Sprecher Thomas Steffen. 

Die Massnahme ist eine Re­
aktion auf den rätselhaften Ab-

«Wir begrüssen 
die restriktive 
Handhabung 
der Behörden.» 

Thomas Steffen 
Sprecher des Swiss­
Pilotenverbandes Aeropers 

sturz einer fast fabrikneuen Ma­
schine dieses Typs am Sonntag, 
als in Äthiopien 157 Menschen 
starben. Es war bereits das zwei­
te Mal innerhalb eines halben 
Jahres, dass eine neue 737 Max 8 
kurz nach dem Start abstürzte. 

Flughafen Zürich: Erstmals 
über 31 Millionen Passagiere 

Kein Flugverbot wurde von dem 
Land verhängt, in dem das Unter­
nehmen die Maschinen baut: In 
den USA darf die 737 Max 8 wei­
terhin fliegen. Die dortige Behör­
de beschliesst ohne konkrete 
Untersuchungsergebnisse übli­
cherweise keine Groundings. Es 
sei «zu früh» für einen Ent­
scheid, teilte sie mit. Mehrere 

US-Spitzenpolitiker forderten je­
doch ein sofortiges Flugverbot. 

Neuigkeiten aus der Flug­
branche kamen gestern auch aus 
Zürich: Der Flughafen Zürich in­
formierte über langfristige Passa­
gierprognosen. Im vergangenen 
Jahr stieg die Passagierzahl um 
5,8 Prozent erstmals auf über 
31 Millionen an. Und das Wachs­
tum wird laut den Flughafenver­
antwortlichen weitergehen: Im 
Jahr 2040 werde der Flughafen 
Zürich 50 Millionen Passagiere 
zählen. Dabei stösst der Flugha­
fen schon heute an seine Gren­
zen, was unter anderem bei der 
Hauptkundin, der Swiss, grosse 
Verspätungen verursacht. 
Kommentar 6. Spalte 3 
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Widersprüche 
amHimmel 
Die Luftfahrt ist im Fokus der 
Öffentlichkeit wie schon lange 
nicht mehr: Erstens lässt der 
Absturz gleich zweier Maschinen 
des Typs Boeing 737 Max 8 
innerhalb von nur einem halben 
Jahr viele Kunden an der Sicher­
heit des Fliegens zweifeln. 
Zweitens rückt der Entscheid 
des Bundesamtes für Zivilluft­
fahrt, dass die «Tante Ju» keine 
kommerziellen Flüge mehr 
durchführen darf, den tragischen 
Unfall vom letzten Sommer 
wieder in den Fokus. Und drit­
tens werden am Freitag Forde­
rungen nach Flugverboten und 
Ticketsteuern laut, wenn erneut 
Tausende Schüler gegen die 
Klimaerwärmung protestieren. 

ger Zeit verzeichn~te die K:an- I Erneute Schlappe für Theresa May 
kenkasse Concord1a 2018 ruck-

Fast könnte der Eindruck 
entstehen, die Aviatik befände 
sich in einer Krise. Das Gegen­
teil ist der Fall: Über den Flug­
hafen Zürich reisten 2018 
erstmals mehr als 31 Millionen 
Passagiere, morgen Donnerstag 
wird die Swiss neue Rekordjah­
reszahlen präsentieren. Krise? 
Nein, Boom! Der Flughafen­
zürich-Chef glaubt denn auch 
weiterhin an ein jährliches 
Wachstum von drei Prozent, 
2040 würde Kloten 50 Millio­
nen Passagiere zählen. Er 
glaube nicht daran, dass die 
zukünftige Generation weniger 
fliegen werde. 

läufige Kosten. Die Ausgaben für 
Spitalaufenthalte, Arztbesuche 
und Medikamente sind im letzten 
Jahr um rund 2 Prozent gesunken. 
«Ein Kostenrückgang in diesem 
Umfang kommt für uns unerwar­
tet und ist einmalig», sagt Con­
cordia-CEO Nikolai Dittli. 

Ausschlaggebend für den 
Rückgang sind vor allem Sonder­
effekte wie Rückstände bei den 
Rechnungen der Leistungserbrin­
ger. Dank der tieferen Kosten hat 
Concordia 2018 einen rekord­
hohen Überschuss erzielt. Einen 
grossen Teil davon zahlt sie nun 
an ihre Kunden zurück. (rom) 9 

Kritik an der 
Firmenführung 

Hochdorf Die Zentralschweizer 
Milchbauern halten an ihrer For­
derung fest, den Verwaltungsrat 
des Milchverarbeiters Hochdorf 
zu erneuern. Dies trotz des Ab­
gangs des Hochdorf-CEO Tho­
mas Eisenring von gestern Diens­
tag. Der Wechsel an der operati­
ven Spitze ändere nichts an den 
Forderungen, sagte Pirmin Fur­
rer, Delegierter Verwaltungsrat 
der ZMP Invest AG. 

Die ZMP Invest übt starke 
Kritik daran, wie die Hochdorf­
Gruppe ihre Expansionsstrategie 
umsetzt. Die Firmenkäufe seien 
zwar nicht falsch gewesen, je­
doch nicht sorgfältig genug um­
gesetzt worden, erklärt Pirmin 
Furrer. (sda/rr) 11 
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Brexit-Abkommen Gestern votierten die britischen Abgeordneten in London erneut gegen 
den Brexit-Deal von Premierministerin Theresa May und damit im Sinne dieser Demon­
strantin vor dem Parlamentsgebäude. Nun müssen sie wohl entscheiden, ob das Land ohne 
Abkommen aus der EU ausscheiden soll. 7 Bild:FacundoArrizabalaga/EPA 

Und dennoch wächst der Zwei­
fel am unbegrenzten Wachs­
tum. Trotz ersten Versuchen mit 
Drohnentaxis und elektrisch 
angetriebenen Flugzeugen wird 
die Aviatik in absehbarer Zeit 
nicht ohne Kerosin auskommen. 
Gleichzeitig wächst das schlech­
te Gewissen der Kunden. Der 
Branche droht ein gesellschaft­
licher Paradigmenwechsel; und 
damit die Abkehr von Flugrei­
sen. Ein solches Umdenken 
liesse die heutigen Prognosen 
zur Makulatur verkommen. Das 
Wachstum würde langfristig 
gestutzt- mehr als durch jede 
Flugkatastrophe. 

.. 
Benjamin Weinmann 
benjamin.weinmann@chmedia.ch 
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In Schwyz wird zu einer Demo aufgerufen -
um den Ruf des Kantons zu retten. 27 
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Sprachförderung für Dreijährige 
Stadt Luzern Für 1,8 6 Millionen Franken will der Stadtrat die Sprachförderung für Kleinkinder ausbauen. Um den Bedarf 

frühzeitig zu erkennen, verlangt er, dass deren Eltern einen Fragebogen ausfüllen. Das gilt auch für Deutschsprachige. 

Simon Mathis 
simon.mathis@luzernerzeitung.ch 

Der Luzerner Stadtrat will die 
Sprachförderung der Kinder im 
Vorschulalter ausbauen. Dafür 
beantragt er beim Parlament ei­
nen Sonderkredit von 1,86 Millio­
nen Franken. Hauptziel ist es, die 
Deutschkenntnisse von Kleinkin­
dern einzuordnen und - falls nö­
tig- zu fördern. 

Im Januar nächsten Jahres 
will die Stadt allen Eltern von 
3-jährigen Zöglingen einen Brief 
schicken. Mit einem Fragebogen 
will sie die Deutschkenntnisse 
des Kindes in Erfahrung bringen. 
Der Fragebogen basiert auf einer 
Vorlage des Kantons, den die Uni­
versität Basel ausgearbeitet hat. 
Es gibt ihn in zwölf Sprachen, 
670 Eltern in der Stadt Luzern 
sollen ihn erhalten. 

Spielen und singen, 
nicht büffeln 

Der Fragebogen wird vom Kanton 
empfohlen. Er findet bereits in 
anderen Gemeinden Verwen­
dung. Der Stadtrat geht davon 
aus, dass in Luzern rund 250 Kin­
der Bedarf an früher Sprachförde­
rung aufweisen werden. Die Stadt 
wird den betroffenen Eltern na- Der Stadtrat vermutet, dass rund 250 Kleinkinder in der Stadt Luzern eine Sprachförderung nötig haben. 
helegen, ihr Kind im Folgejahr in 
eine Spielgruppe oder eine Kita zu 
schicken. Dort soll spielerisch die 
Sprachfreude des Kindes geweckt 
werden, was bei der Integration 
und bei der Ausbildung helfe. 
Wenn die Eltern sich zu Förder­
massnahmen bereiterklären, 
greift die Stadt ihnen finanziell 
unter die Arme. Wenn nicht, fra­
gen die Behörden noch einmal 
nach. Die Teilnahme an der Friih­
förderung ist allerdings freiwillig. 

Trotzdem sei man sich be­
wusst, dass der Fragebogen eine 
einschneidende Massnahme sei, 
sagt Monika Hürlimann, Be­
reichsleiterin Frühl<lndliche Bil­
dung: «Es geht uns nicht darum, 
das Familienleben zu kontrollie­
ren oder die Eltern zu bevormun­
den. Auch wollen wir den Eltern 
kein schlechtes Gewissen einimp­
fen.» Diesen Eindruck zu vermei­
den, werde eine Herausforderung 
sein - vor allem im ersten Jahr, 
wenn der Fragebogen neu seL 

Die friihe Sprachförderung ist für 
Familien mit einer oder mehre­
ren Familiensprachen gedacht, 
aber nicht nur. Auch Kinder mit 
deutscher Erstsprache können 
von einem Sprachdefizit betrof­
fen sein, erläutert Hürlimann. Es 
gebe immer wieder Fälle, in 
denen die Eltern kaum mit ihren 
Kindern sprächen. Auch das wol­
le man friih erkennen. Mit dem 
klassischen Deutschunterricht 
habe die Förderung nichts am 
Hut. Rollenspiele, Gesang oder 
Gedichte sollen bei den Kindern 
die Freude am Deutsch wecken. 

Der Stadtrat geht in einigen 
Punkten über das hinaus, was der 
Kanton vorschlägt. So hat er sich 
zum Ziel gesetzt, 95 Prozent der 
förderbedürftigen Kinder auch zu 
fördern. Die Vorgabe des Kan­
tons liegt bei 50 Prozent. Auch 
die Elternbeiträge liegen höher 
als verlangt. 

Mit ihrem Vorgehen steht die 
Stadt nicht alleine da: Bisher ver­
fahren elf Luzerner Gemeinden 
nach dem Modell der Frühförde­
rung, das bereits bei den Drei- bis 

«Es geht 
uns nicht 
darum,die 
Eltern zu be-
vormunden.» 

Monika Hürlimann 
Leiterin Frühkind.liehe Bildung 

Vierjährigen ansetzt. Die meisten 
dieser Gemeinden schreiben die 
Eltern grossflächig an. Der Kan­
ton verlangt dies nicht, jedoch ist 
der Versand von Fragebögen für 
alle Gemeinden Pflicht, die Kan­
tonsbeiträge beziehen wollen. 
«Die Umsetzung der frühen 
Sprachförderung ist für die Ge­
meinden freiwillig», sagt Charles 
Vincent, Leiter der kantonalen 
Dienststelle Volksschulbildung. 

Entlastung für 
Sozialhilfe erhofft 

Der Stadtluzerner Sozial- und Si­
cherheitsdirektor Martin Merki 
(FDP) nennt für die frühe Förde­
rung auch ein finanzielles Argu­
ment: «Frühe Sprachförderung 
ist eine volkswirtschaftliche In­
vestition, die sich lohnt. Was wir 
in die frühe Förderung stecken, 
kommt später mehrfach zurück.» 
Längerfristig gehe es darum, das 
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Am Ziel vorbei 
Die Einschulung eines Kindes 
kann für die Schule unschöne 
Überraschungen bereithal­
ten. Zum Beispiel, wenn die 
Lehrperson merkt, dass das 
Kind kaum Deutsch spricht. 
Zwar gibt es mit «Deutsch als 
Zweitsprache» (DaZ) entspre­
chende Förderprogramme. 
Doch elementare Kenntnisse 
der Sprache sind für einen 
Schuleintritt unabdingbar. 

Daher ist es sinnvoll, wenn 
Kinder mit entsprechenden 
Defiziten nicht erst mit 5 oder 
6 Jahren auf dem Radar der 
Behörden erscheinen. Der 
Kanton Luzern verpflichtet die 
Gemeinden, schon vor dem 
Schuleintritt genau hinzuschau­
en und bei Bedarf Massnahmen 
einzuleiten. 

Die Erfahrungen in Emmen 
zeigen allerdings, dass das 
blosse Verschicken eines Frage­
bogens nicht ausreicht. Deshalb 

Symbolbild: Getty I will die Stadt Luzern noch 

Bildungsniveau der Kinder zu 
heben, was weniger potenzielle 
Sozialhilfefälle zur Folge habe. 
Mittelfristige Einsparungen sieht 
Merki beim Programm «Deutsch 
als Zweitsprache» (DaZ), das 
Volksschülern zusätzlichen 
Deutschunterricht anbietet. «Wir 
rechnen damit, dass die DaZ-Teil­
nehmerzahl zurückgehen wird.» 

Dass ein Fragebogen nicht 
alle Probleme zu lösen vermag, 
zeigt ein Blick nach Emmen. Laut 
Gemeinderat Thomas Lehmann 
(FDP) verbessern Kita und Spiel­
gruppe die Sprachkenntnisse 
zwar deutlich. Aber lediglich 
64 Prozent der Eltern reagierten 
dieses Jahr auf den Brief der Ge­
meinde. Das liege nicht zuletzt an 
den ungenügenden Deutsch­
kenntnissen der Eltern, so Leh­
mann: «Die Erweiterung der 
Sprachkenntnisse der Eltern ist 
von zentraler Bedeutung.» 

weiter gehen und bei säumigen 
Eltern per Telefon nachhaken. 
Dadurch sollen 95 Prozent der 
Kinder mit Bedarf auch die 
nötige Förderung erhalten. 
Dieses Ziel ist ziemlich hoch 
gegriffen. Denn abgesehen vom 
erwähnten Telefonanrufhaben 
die Behörden wenig Handhabe, 
um Eltern zur Kooperation zu 
bewegen. Deshalb ist die Gefahr 
gross, dass trotz grossen admi­
nistrativen Aufwands genau 
diejenigen Familien nicht 
erreicht werden, die es am 
nötigsten hätten. 

Robert Knobel 
robert.knobel@luzernerzeitung.ch 

Vernetzung soll tnehr Sicherheit bringen 
Polizei Regierungsrat Paul Winiker (SVP) stellt seine Strategie vor, um die Sicherheit im Kanton auch künftig 

zu gewährleisten. Er setzt dabei auf Zusammenarbeit- und zusätzliche finanzielle Mittel. 

Die Sicherheit im Kanton Luzern ker genauer vor. «Mit dem Ziel, men, um interkantonale Vernet- dung in diesem Bereich zu ana- Heute arbeite man alleine bei der Sprengi zu klein sei. Weiter wird 
gewährleisten und verbessern: der Bevölkerung zu zeigen, wie zungsprojekte voranzutreiben lysieren und ihm bis im Herbst Polizei mit 40 verschiedenen IT- bis 2026 die Zivilschutzanlage 
Das sei eine «enorme Herausfor- wir die schon gute Sicherheit und die Zusammenarbeit mit einen Bericht vorzulegen. Systemen. «Diese Systeme wer- Sempach saniert. Im Wauwiler-
derung». Mit diesen Worten, auch in Zukunft sicherstellen.» den Bundesbehörden zu verstär- Die weiteren vier Projekte den in Zukunft komplexer, daher moos möchte Winiker statt heute 
mehrmals wiederholt, führte Jus- ken (wir berichteten). Anderer- kommen aus dem Bereich Infra- ist eine gemeinsame Leitstelle 65 bis zu 90 Plätze für den offe-
tiz- und Sicherheitsdirektor Paul Internetkriminalität bleibt seits sollen auch im Kanton die struktur: so die neue Einsatzleit- sinnvoller und mittelfristig billi- nen Vollzug anbieten. 
Winiker (SVP) gestern durch eine grosse Herausforderung Akteure besser aufeinander ab- zentrale, welche die Blaulichtor- ger», so Winiker. Zu Beginn kön-
Medienkonferenz. Er präsentier- Im Zentrum steht die Vernet- gestimmt werden. «Das wird ganisationen aus Luzern, Nidwal- ne es noch Doppelspurigkeiten Urs-Ueli Schorno 
te -just vor den Wahlen - die Si- zung: etwa beim Thema Inter- sicher nicht ohne zusätzliche den und Obwalden ab Ende 2023 geben, letztlich sollen die Syste- ursueli.schorno@luzernerzeitung.ch 
cherheitsstrategie für den Kan- netkrirninalität. Mitzunehmen- finanzielle Mittel gehen», so vereinen soll. Diese entsteht auf me vereinheitlicht werden. 
ton, die sein Departement in den der Digitalisierung der Gesell- Winiker. Weiter hat der Regie- dem EWL-Areal in Luzern. Her- Ein neuer Standort ist auch Hinweis 
letzten zwei Jahren erstellt hat. schaft steige auch die Anzahl der rungsrat die Staatsanwaltschaft ausfordernd dürfte die technische für die Verkehrspolizei geplant. Auf der Website sicherheit.!u.ch 

19 Punkte umfasst das Pro- Straftaten im Internet weiter. und die Polizei beauftragt, den Vernetzung werden, bevor alle Dieser soll in Rothenburg-Station informiert der Kanton über Pro-
gramm, fünf davon stellte Wini- Einerseits würde viel unternom- Bedarf an Aus- und Weiterbil- Vorteile zum Tragen kommen: gebautwerden, weil der Standort jektfortschritte. 


